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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die  

Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen   
der Gemeinde Osterstedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 
Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBI. Schl.-H. 
S. 27), der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Aus-
führung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 545) 
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Osterstedt vom 29.08.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist,  

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 
Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 
Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  
 
 

  



772 
 

 

 

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-
te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-
mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 
vorlegt.  

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  

es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 
Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner.  
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 
 

§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
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§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 
Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  
  



775 
 

 

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.10.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde  
Osterstedt vom 28.03.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 
 
Osterstedt, 02.09.2019 
 
gez.    (L.S.) 
 
Johannes-Wilhelm Wittmaack 
(Bürgermeister) 
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Gemeinde Padenstedt  
 

 

04.09.2019 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Padenstedt ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 19.09.2019, um 19:30 Uhr, 

in den Bürgerstuben, Hauptstraße 60, 24634 Padenste dt 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Bebauungsplan Nr. 10 "östlich Poststraße / westlich Kleinredder" 
- Abschluss eines Erschließungsvertrages 
 

 

 

8 Bebauungsplan Nr. 10 "östlich Poststraße / westlich Kleinredder" 
- Satzungsbeschluss 
 

 

 

9 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

10 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

11 Personalangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Carsten Bein 
Bürgermeister 
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Gemeinde Hohenwestedt  
 
 

 

Hohenwestedt, 05.09.2019 

 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
Der Finanzausschuss der Gemeinde Hohenwestedt ist zu einer Sitzung am 

 
Dienstag, den 17.09.2019, um 19:00 Uhr, 

im Raum 1 (Ratssaal), Am Markt 15, 24594 Hohenweste dt 
 

einberufen. 
Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung vom 11.06.2019 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Berichte und Mitteilungen 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Städtebauförderungsprogramm 
 

 

 

8 Haushaltsentwicklung 
 

 

 

9 Antrag der SPD-Fraktion: Änderung/Ergänzung der Straßenausbaubeitragssat-
zung 
 

 

 

10 Gebührenordnung für das Haus der Vereine und Verbände 
 

 

 

11 Elektronisches Schließsystem - Tennisclubheim 
 

 

 

12 I. Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2019 Gemeindewerke Hohenwestedt Kommu-
nalservice 
 

 

 

13 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 
 

 

 

14 Anfragen aus dem Ausschuss 
 

 

 

15 Berichte aus Beteiligungen 
 

 

 

15.1 Seniorenzentrum Mittelholstein 
 

 

 

15.2 Erschließungsgesellschaft 
 

 

 

16 Personalangelegenheiten 
 

 

 

17 Vertragsangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
gez. Werner Butenschön 
Ausschussvorsitzender 
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Gemeinde Thaden  
 

 

04.09.2019 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Thaden ist zu einer Sitzung am 

 
Montag, den 16.09.2019, um 19:30 Uhr, 

im Gemeindehaus Alte Schule, Schulstraße, 25557 Tha den 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Jahresrechnung 2018 
 

 

 

8 Entgegennahme und Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 
Zuwendungen nach § 76 Abs. 4 Gemeindeordnung 
Jahresbericht 2017 
 

 

 

9 Bericht über Haushaltsüberschreitungen nach § 82 GO und die finanzielle Ent-
wicklung 
 

 

 

10 Bericht vom Arbeitskreis Wege- und Straßenbau 
 

 

 

10.1 Weitere Instandhaltungen der Wege 
 

 

 

10.2 Planung für den Haushalt 2020 
 

 

 

11 Kläranlage 
Bericht über die Maßnahmen 2019 und Planung 2020 Entschlammung 
 

 

 

12 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

13 Antrag auf eine neue Zufahrt 
 

 

 

14 Pachtverhältnis mit der Gemeinde Thaden 
 

 

 

15 Öffentlich-rechtlicher Vertrag mit der Gemeinde Hanerau-Hademarschen 
Meinungsbildung und Beschluss 
 

 

 

16 Umgemeindung eines Grundstücks 
 

 

 

17 Grundstücks- und Personalangelegenheiten 
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18 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Klaus Heinrich Bünz 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
über die Erhebung von Gebühren  
für die Beseitigung von Abwasser  

aus Grundstückskläranlagen  
der Gemeinde Nindorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen) 
 

Aufgrund der §§ 10 und 24a Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBl. Schl-H. S. 112) in Verbindung mit den §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBI. Schl-H. S. 
27), der §§ 30 und 31 des Landeswassergesetzes sowie der §§ 1 und 2 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.1990 (GVOBl. Sch.-H. S. 545) je-
weils in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Nindorf vom 04.09.2019 folgende Satzung erlassen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die 
Beseitigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen  (Kleinklär-
anlagen und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Ein-
richtung erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur 
Deckung der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 
 

§ 2 
Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 
(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 
regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-
sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 
oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-
zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig.  

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a. die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet 
ist,  

b. die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht,  

c. für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelas-
senen Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen 
Anlagen die Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  
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d. der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsbe-
rechtigte des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlamm-
höhenbestimmung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermitt-
lung der Gemeinde vorlegt.  

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 
bzw. entschlammt (Regelabfuhr).   

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 
erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-
ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 
jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 
verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 
Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-
führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 
erfolgen. 

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-
lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 
Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 
cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 
nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 
einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder  

es erhält eine neue Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässe-
rungsanlage vollständig zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder voll-
ständig zurückzubauen oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – 
mindestens einen Monat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reini-
gung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 
Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 
Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-
steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 
unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt.  
 
 

§ 3 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 
oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 
belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. 

Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen 
oder Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Mitei-
gentümerinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte 
sind Gesamtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 
den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 
bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 
neben der oder dem neuen Pflichtigen. 
 
 

§ 4 
Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-
wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese  beträgt:  

a. Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
im Zuge der Regelentleerung 34,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b. Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahr-
zeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 
bei der Bedarfsentleerung 61,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c. Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 
Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 61,00 € pro 
m³ Abwasser/Schlamm.  

d. Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sam-
melgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie 
deren ordnungsgemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 
93,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-
fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist. 

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlendem Zugangs zum Grundstück 
oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 32,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren  
von 35,00 € je Abfuhr berechnet.  
 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 
der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 
Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird.  
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 
 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 
andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

§ 7 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 
die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 
sind.  

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-
rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 
zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-
prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.  
 
 

§ 8 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 
bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-
buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 
Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 
der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-
renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.  
 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 
nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-
lagen festzustellen und zu überprüfen.  
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§ 10 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.10.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Nindorf 
vom 10.04.2013 und die dazu ergangenen Nachtragssatzungen außer Kraft. 

 

Nindorf, 05.09.2019  
 
gez.   (L.S.) 
 
Jens Rohwer 
(Bürgermeister) 
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Gemeinde Oldenbüttel  
 

 

06.09.2019 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Oldenbüttel ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 19.09.2019, um 19:30 Uhr, 

im Gasthaus Gosch, Tackesdorfer Straße 2, 25557 Old enbüttel 
 

einberufen. 
 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift der 
letzten Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Feuerwehrgerätehaus 
 

 

 

8 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

9 Feuerwehrgerätehaus 
 

 

 

10 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

11 Auftragsvergabe 
 

 

 

12 Kreditaufnahme 
 

 

 

13 Steuerangelegenheiten 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Carsten Ohlrogge  
Bürgermeister 
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Gemeinde Aukrug  
 

 

Aukrug, 19.09.2019 

 

 
 

Amtliche Bekanntmachung 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Aukrug ist zu einer Sitzung am 

 
Donnerstag, den 19.09.2019, um 19:30 Uhr, 

im Versammlungsraum der Gemeinde Aukrug, Bargfelder  Straße 10, 24613 Aukrug 
 
 

einberufen. 
 

Tagesordnung 
 
1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 

Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 
 

 

 

2 Änderungsanträge zur Tagesordnung 
 

 

 

3 Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der letzten 
Sitzung 
 

 

 

4 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 
 

 

 

5 Mitteilungen des Bürgermeisters 
 

 

 

6 Einwohnerfragestunde 
 

 

 

7 Anfragen aus der Gemeindevertretung 
 

 

 

8 I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 
 

 

 

9 19. Änderung des Flächennutzungsplanes "Windvorrangfläche Viertshöhe" 
- Aufstellungsbeschluss 
 

 

 

10 Bebauungsplan Nr. 30 "Windvorrangfläche Viertshöhe" 
- Aufstellungsbeschluss 
 

 

 

11 Windvorrangfläche Viertshöhe - Aufstellung eines Bebauungsplanes 
- Beschluss über eine Veränderungssperre zur Sicherung der Bauleitplanung 
 

 

 

12 Zuschuss an den TSV Aukrug e.V. für die Bewirtschaftung des Sportlerheimes 
 

 

 

13 Beteiligung am Defizit des Friedhofshaushaltes der Ev.- luth. Kirchengemeinde 
Nortorf für den Friedhof Aukrug 
 

 

 

14 Neufassung der Satzung für den Kindergarten 
 

 

 

15 Neufassung der Gebührensatzung für die Benutzung des Kindergartens 
 

 

 

16 Konzeption Jugendarbeit in Aukrug 
 

 

 

17 Neufassung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inanspruch-
nahme der Freiwilligen Feuerwehren Aukrug 
 

 

 

18 Verwendungsnachweis VHS 
Zuteilung des Zuschusses 2019 der Volkshochschule Aukrug e. V. 
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19 Anbau Krankenpflegeverein Am Raiffeisenturm 
 

 

 

20 Sanierung Freibad Aukrug; 
Beauftragung eines Planungsbüros 
 

 

 

21 Bauangelegenheiten 
 

 

 

22 Grundstücksangelegenheiten 
 

 

 

23 Photovoltaikanlage 
 

 

 

23.1 Anschaffung Photovoltaikanlage 
 

 

 

23.2 Beratungsleistungen Photovoltaikanlage 
 

 

 

23.3 Vertragserstellung Photovoltaikanlage 
 

 

 

24 Windvorrangfläche Viertshöhe 
Abschluss eines städtebaulichen Vertrages 
 

 

 

25 Rückstellung eines Baugesuchs nach § 15 BauGB 
- Genehmigungsverfahren für 4 Windkraftanalgen im Bereich Böken (Viertshö-
he) 
 

 

 

26 Zustimmung zum gemeindlichen Einvernehmen für die Errichtung eines Wind-
parks mit 4 Windenergieanlagen auf Vierthöhe 
 

 

 

 
Eine Beschlussfassung über die nichtöffentliche Beratung einzelner Tagesordnungspunkte ist möglich. 
 
 
 
gez. Joachim Rehder 
Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
für die Kindertagesstätte 

der Gemeinde Nindorf 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28.02.2003 (GVOBl- 
Schl.-H. S. 57) in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertre-
tung Nindorf vom 04.09.2019 folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Aufgabe der Kindertagesstätte 

 
(1) Die Kindertagesstätte dient der Aufnahme und Betreuung von Kindern während des Vor- und 
Nachmittags. Durch die Aufnahme und Betreuung sollen hauptsächlich berufstätige Mütter und 
Väter entlastet und die Kinder zum Leben in der Gemeinschaft erzogen werden. 

(2) Der Tagesablauf soll in wohldurchdachter Abwechslung Gelegenheit zu Spiel und Beschäfti-
gung, Bewegung und Ruhe sowie zur Durchführung von vorschulischen Bildungs- und Erzie-
hungsmaßnahmen geben. Die Kinder sollen zur Selbständigkeit erzogen und an kleine häusliche 
Pflichten gewöhnt werden. 
 
 

§ 2 
Anmeldung und Aufnahme 

 
(1) Aufnahmefähige Kinder sind bei der Leitung der Kindertagesstätte anzumelden. Aufnahmefähig 
sind Kinder von einem Jahr bis zur Einschulung. Die Kinder sollen grundsätzlich bis zum 31.01. für 
das kommende Kindertagesstättenjahr angemeldet werden. 

(2) Die Benutzung der Kindertagesstätte steht grundsätzlich jedem Kind offen, wenn mindestens 
ein Elternteil und das Kind ihren Hauptwohnsitz in den Gemeinden Nindorf, Beringstedt, Lütjen-
westedt, Nienborstel, Osterstedt, Seefeld oder Todenbüttel haben. (Gemäß öffentlich-rechtlichem 
Vertrag über die Sicherstellung einer bedarfsgerechten Versorgung durch die Mitbenutzung von 
Plätzen in Kindertagesstätten.) 

(3) Die Aufnahme von Kindern ist durch die Zahl der verfügbaren Plätze begrenzt. Die Vergabe der 
freien Plätze erfolgt nach folgenden Kriterien: 

1. Kinder, die mit Hauptwohnsitz in den vorgenannten Gemeinden wohnen (vorranging aus 
der Gemeinde Nindorf) 

2. Vorschulkinder 

3. Berufstätige Erziehungsberechtige (mit Nachweis des Arbeitgebers) 

4. Geschwisterkinder nach den vorgenannten Aufnahmekriterien 

5. Nach dem Alter der Kinder (ältere Kinder erhalten vorrangig einen Platz) 
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(4) Die Aufnahme erfolgt gegen Abgabe einer Aufnahmeerklärung durch die Erziehungsberechtig-
ten. Vor der Aufnahme ist eine Bescheinigung des Hausarztes vorzulegen, wonach das Kind frei 
von ansteckenden Krankheiten und Parasiten ist. Ein Kind ist aufgenommen, wenn die Kinderta-
gesstättenleitung nach Prüfung des Aufnahmeantrages keine Einwände erhebt. In besonderen 
Fällen entscheidet die Bürgermeisterin/der Bürgermeister. Wenn noch weitere freie Kindertages-
stättenplätze zur Verfügung stehen, können auch Kinder aus anderen Gemeinden aufgenommen 
werden. Die Aufnahme erfolgt dann in der Reihenfolge der eingegangenen Aufnahmeanträge. 

(5) Die Kindertagesstätte darf regelmäßig mit nicht mehr als der sich aus der Betriebserlaubnis 
ergebenden Kinderzahl belegt sein. 

(6) Ein Kindertagesstättenjahr läuft vom 01.08. bis zum 31.07. des Folgejahres. 

(7) Änderungsmeldungen, die den Wegfall von Betreuungszeiten betreffen, sind mit einer Frist von 
sechs Wochen zum Quartalsende möglich. 
 
 

§ 3 
Öffnungs- und Besuchszeiten der Kindertagesstätte 

 
(1) Die Kindertagesstätte ist montags bis freitags von 7.00 bis 16.00 Uhr geöffnet. Es werden fol-
gende Betreuungen angeboten: 

• Regelbetreuung in der Elementargruppe 07.00 bis 13.00 Uhr 
• Regelbetreuung in der institutionellen Tagespflegegruppe1 (ITP1) 07.30 bis 13.30 Uhr 

• Regelbetreuung in der institutionellen Tagespflegegruppe2 (ITP2) 07.30 bis 13.00 Uhr 

• Erweiterte Betreuung in der ITP2 13.00 bis 16.00 Uhr 

(2) Für Kinder unter 3 Jahren kann auch eine Betreuung während 50% der Regelbetreuungszeiten 
in Anspruch genommen werden (Platzteilung). Die Wochentage, an denen die Betreuung dann 
durchgeführt wird, legt die Leitung der Kindertagesstätte fest. 

(3) Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, die Kinder bis spätestens 08.30 Uhr in die Einrich-
tung zu bringen und spätestens zum Ende der gebuchten Betreuungszeit dort wieder abzuholen. 

(4) Die Kindertagesstätte ist vornehmlich in den Schulferien für sieben Wochen geschlossen. 

(5) Kinder, die ab 13.00 Uhr in der ITP2 betreut werden, müssen grundsätzlich am Mittagstisch 
teilnehmen, da die Zeitspanne zwischen dem Frühstück und einer warmen Mahlzeit am frühen 
Abend für die Kinder zu lang ist. Sollten Kinder nicht am Essen teilnehmen wollen, entscheidet die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister auf Antrag. 
 
 

§ 4 
Beendigung des Betreuungsverhältnisses  

 
(1) Eine Abmeldung des Kindes ist grundsätzlich nur zum Ende des Kindertagesstättenjahres 
(31.07.) möglich. 

(2) Bei Eintritt der Schulpflicht endet das Betreuungsverhältnis automatisch. 

(3) In begründeten Fällen (z.B. Umzug, Krankheit, Eingewöhnungsphase oder beim Vorliegen be-
sonderer Umstände) können Erziehungsberechtigte das Betreuungsverhältnis mit einer Frist von 2 
Wochen zum Monatsende kündigen. Ob besondere Umstände vorliegen, entscheidet die Bürger-
meisterin/der Bürgermeister. In besonderen Härtefällen kann sie/er von der Frist abweichen. 
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(4) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister kann das Betreuungsverhältnis in Absprache mit der 
Kindertagesstättenleitung aus wichtigem Grund mit einer Frist von 2 Wochen zum Monatsende 
kündigen. Wichtige Gründe liegen insbesondere vor, wenn 

die Gebühr sowie die Gebühr für das Mittagessen für einen Zeitraum von 2 Monaten unbegründet 
nicht entrichtet wurde. 

a. das Kind über einen längeren Zeitraum von mindestens 2 Wochen unentschuldigt fehlt. 

b. das Kind über einen längeren Zeitraum die Kindertagesstätte unbegründet unregelmäßig 
besucht. 

c. das Kind in der erforderlichen Weise nicht gefördert werden kann oder die Förderung der 
anderen Kinder der Gruppe dadurch erheblich beeinträchtigt.  

d. das Kind sich nicht in die Gemeinschaft integrieren kann oder andere Kinder gefährdet und 
trotz Beteiligung der Eltern und/oder Personensorgeberechtigten  und des Jugendamtes 
keine dem Kindeswohl entsprechende Lösung gefunden werden konnte. 

e. mit den Erziehungsberechtigten eine Erziehungspartnerschaft zum Wohl des Kindes nicht 
erreicht werden kann oder die Einrichtungskonzeption nicht unterstützt wird. 

f. die Wohnortgemeinde des Kindes die Zahlung des Kostenausgleiches nach § 25a KitaG 
einstellt oder ablehnt. 

 
 

§ 5 
Aufsicht, Leitung und Personal 

 
(1) Die Kindertagesstätte untersteht der Aufsicht der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters. Die Lei-
tung der Kindertagesstätte ist einer Person zu übertragen, die über die notwendigen pädagogi-
schen Fähigkeiten verfügt und die notwendigen Voraussetzungen für die Leitung einer solchen 
Einrichtung erfüllt. 

(2) Die Leitung der Kindertagesstätte ist verantwortlich für das Wohl der ihr anvertrauten Kinder, 
für den Einsatz der Mitarbeiterinnen und für die ordnungsmäßige Verwaltung. Die Erziehungsbe-
rechtigten sind nicht befugt, der Leitung der Kindertagesstätte bzw. dem Personal Anweisungen zu 
geben. Die Leitung der Kindertagesstätte ist unmittelbare Vorgesetzte des sonstigen Personals. 
Ihre Anordnungen sind zu befolgen. 

(3) Die Leitung der Kindertagesstätte und die ständig Beschäftigten sind jährlich beim Kreisge-
sundheitsamt auf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen. 
 
 

§ 6 
Verwaltung 

 
Über die Anwesenheit der Kinder und über die Gebührenzahlung sind Listen nach besonderer An-
weisung zu führen. 
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§ 7 
Haftung 

 
Der Besuch der Kindertagesstätte ist freiwillig. Die Kindertagesstätte ist gegen Unfälle versichert. 
Alle persönlichen Gebrauchsgegenstände und Bekleidungsstücke der Kinder sind namentlich zu 
zeichnen, um Verluste oder Verwechslungen möglichst zu vermeiden. 
Die Gemeinde lehnt für das Abhandenkommen und für Beschädigungen von Gebrauchsgegen-
ständen und Bekleidungsstücken jegliche Haftung ab. Für Schäden, die durch Nichtbefolgen der 
Kindertagesstättensatzung entstehen, haftet die Gemeinde ebenfalls nicht. 
 
 

§ 8 
Aufsichtspflicht 

 
Eine Aufsichtspflicht des Kindertagesstättenpersonals gegenüber den Kindern besteht nur wäh-
rend der Öffnungszeiten. 
 
 

§ 9 
Gesundheitsvorschriften 

 
(1) Beim Auftreten einer ansteckenden oder übertragbaren Krankheit sind die Erziehungsberech-
tigten verpflichtet, die Kindertagesstättenleitung sofort zu benachrichtigen. Tritt in der Familie eines 
Kindes eine ansteckende oder übertragbare Krankheit auf, so darf auch das gesunde Kind die 
Kindertagesstätte nicht besuchen, solange die Möglichkeit einer Ansteckung oder Übertragung 
besteht. Für den Fall, dass die Erziehungsberechtigten diese Anordnung nicht befolgen, muss die 
Bürgermeisterin sie für eventuelle Schäden verantwortlich machen. 

(2) Die Leitung der Kindertagesstätte ist verpflichtet, Infektionskrankheiten und Unfälle unverzüg-
lich der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister zu melden. Der Gesundheitszustand der Kinder ist zu 
beobachten. Krankheitsverdächtige Kinder müssen den Erziehungsberechtigten schnellstens zu-
geführt, Hilfsweise abgesondert werden. 

(3) Fehlen durch eine Krankheit mehr als 1/3 der Kinder, ist die Leitung der Kindertagesstätte be-
fugt, die Kindertagesstätte vorübergehend zu schließen. Die Schließungsdauer richtet sich nach 
der auftretenden Krankheit. Sie ist von der Leitung der Kindertagesstätte im Einvernehmen mit 
dem ortsansässigen Arzt festzusetzen. 

(4) Die Kinder müssen zur Sauberkeit und zur Körperpflege erzogen werden. Jedes Kind soll nach 
Möglichkeit einen eigenen Waschlappen, Handtuch, Zahnbürste und Becher, und einen Kamm 
besitzen. Soweit in der Kindertagesstätte diese Dinge nicht zur Verfügung stehen, kann das Mit-
bringen verlangt werden. 

(5) Die Kinder haben in gepflegtem Zustand in der Kindertagesstätte zu erscheinen. Das Personal 
der Kindertagesstätte hat darauf zu achten, dass die Kinder die Kindertagesstätte angemessen 
gekleidet wieder verlassen.  
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§ 10 

Gebühren 
 
Die Gebühren für die Benutzung der Kindertagesstätte werden in einer gesonderten Gebührensat-
zung festgesetzt. 
 
 

 
§ 11 

Inventar 
 
Über das Inventar ist ein Verzeichnis nach näherer Weisung laufend zu führen. Das Inventar ist 
pfleglich zu behandeln und laufend zu kontrollieren. Erforderliche Reparaturen, Ergänzungen und 
Neuanschaffungen sind von der Leitung der Kindertagesstätte unverzüglich der Bürgermeiste-
rin/dem Bürgermeister der Gemeinde zu melden bzw. bei ihr/ihm zu beantragen. 
 
 

§ 12 
Besichtigung der Kindertagesstätte 

 
Eine Besichtigung der Kindertagesstätte ohne Genehmigung der Bürgermeisterin/des Bürgermeis-
ters bzw. der Leitung der Kindertagesstätte ist nicht statthaft. 
 
 

§ 13 
Geltungsbereich 

 
Diese Kindertagesstättensatzung gilt nicht nur für das Personal. Mit Ausnahme der internen Rege-
lungen sind die hier festgelegten Bestimmungen auch für die Erziehungsberechtigten bindend. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Diese Kindertagesstättensatzung tritt rückwirkend zum 01.09.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Nindorf vom 03.07.2019 außer Kraft. 
 
 
Nindorf, den 06.09.2019 
 
 
 
 
Jens Rohwer 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Gebührensatzung 
für die Benutzung der Kindertagesstätte 

der Gemeinde Nindorf 
 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 
(GVOBI. 2003, S. 57), der §§ 1 und 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (KAG) vom 10. Januar 2005 (GVOBI. 2005, S. 27) und des § 10 der Satzung für die Kin-
dertagesstätte der Gemeinde Nindorf jeweils in der zurzeit gültigen Fassung wird nach Beschluss-
fassung der Gemeindevertretung Nindorf vom 04.09.2019 folgende Satzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Gebühren für die Betreuung 

 
(1) Die monatliche Gebühr für die jeweilige Betreuung beträgt: 

Regelbetreuung in der Elementargruppe 07.00 bis 13.00 Uhr 185,00 € 
Regelbetreuung in der ITP1 07.30 bis 13.30 Uhr 185,00 € 
Regelbetreuung in der ITP2 07.30 bis 13.00 Uhr 170,00 € 
Erweiterte Betreuung in der ITP2 
5 Tage/Woche 

13.00 bis 16.00 Uhr 90,00 € 

Erweiterte Betreuung in der ITP2 
3 Tage Woche 

13.00 bis 16.00 Uhr 54,00 € 

Erweiterte Betreuung in der ITP2 
2 Tage/Woche 

13.00 bis 16.00 Uhr 36,00 € 

 

Für Kinder unter drei Jahren, die die Kindertagesstätte während 50% der Regelbetreuungszeit 
gemäß § 2 der Kindertagesstättensatzung besuchen, sind 50% der monatlichen Gebühren 
nach Abs. 1 zu entrichten. 

Die 3 bzw. 2 Tage/Woche gelten nur insofern gewährleistet ist, dass ein gesamter Platz belegt 
ist. Die Kindergartenleitung und der Bürgermeister entscheiden in Einzelfällen über Ausnah-
men. 
 

(2) Die Gebühren für eine 10er-Karte für eine ½ Stunde Extrabetreuung wird festgesetzt auf 40,00 €. 
 
 

§ 2 
Sozialstaffel / Ermäßigung 

 
Auf Antrag wird die Benutzungsgebühr nach den Richtlinien des Kreises Rendsburg-Eckernförde für 
die Sozialstaffelregelung ermäßigt. Hierunter fallen Familien mit geringerem Einkommen und Fami-
lien, von denen mehrere Kinder gleichzeitig die Einrichtung besuchen. 
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§ 3 

Gebühren für das Mittagessen 
 
(1)  Die Gebühr für das Mittagessen beträgt monatlich 

5 Tage/Woche 65,00 € 
4 Tage/Woche 52,00 € 
3 Tage/Woche 39,00 € 
2 Tage/Woche 26,00 € 
1 Tag/Woche 13,00 € 

 

(2) Gebührenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemäß §§ 28 ff. Sozialge-
setzbuch zweites Buch (SGB II), §§ 34 ff. Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII), § 6 Bundes-
kindergeldgesetz (BKKG), § 2 bzw. § 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder anderen Rechts-
grundlagen haben und einen Antrag auf Leistung der Bildung und Teilhabe gestellt haben, sind 
von der Zahlung für das Mittagessen befreit. 

(3) Eine Gebühr für das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind länger als an 15 
aufeinanderfolgenden Betriebstagen fehlt. Die regulären Schließzeiten gemäß der aktuellen Sat-
zung für die Kindertagesstätte der Gemeinde Nindorf bleiben unberücksichtigt. 
 
 

§ 4 
Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 

 
(1) Für die Unterbringung eines Kindes in einer der Kindertagesstätten gilt grundsätzlich der Zeit-
raum vom 01.08. des Jahres bis zum 31.07. des folgenden Jahres. Die Gebühr für die Betreuung 
in einer der Kindertagesstätten ist also für ein volles Jahr = 12 Monate zu entrichten. Sie ist für den 
laufenden Monat fällig und am 1. des jeweiligen Monats in einer Summe zu zahlen. Die Zahlung 
soll bargeldlos erfolgen, möglichst unter Verwendung des Abrufverfahrens. 

(2) Für die Aufnahme von Kindern im Verlaufe des Betreuungsjahres gilt, dass die Gebühr für den 
Monat voll zu entrichten ist, in dem das Kind in einer der Kindertagesstätten aufgenommen wird. 
Auch bei einem genehmigten Ausscheiden innerhalb des vereinbarten Zeitraumes ist die Gebühr 
für den Monat voll zu bezahlen, in dem das Kind ausscheidet. 

(3) Die Gebühren für die Betreuung in einer der Kindertagesstätten sind auch dann in voller Höhe 
weiter zu zahlen, wenn ein Kind wegen Krankheit oder anderer Gründe, die die Gemeinde nicht zu 
vertreten hat, die Kindertagesstätte nicht besuchen kann. 
 
 

§ 5 
Entstehung der Gebühr 

 
Bei Aufnahme und Ausscheiden nach Beginn und vor Ende eines Monats wird der volle Monats-
beitrag erhoben. 
 
 

§ 6 
Fälligkeit der Gebühren 

 
Die Gebühr ist am 01. des laufenden Monats fällig. 
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§ 7 

Datenverarbeitung 
 
Zur Durchführung dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen Da-
ten aus dem Einwohnermeldeamt und dem Steueramt durch die Gemeinde zulässig. Das Amt Mit-
telholstein als die für die Gemeinde gesetzlich zuständige Verwaltungsbehörde darf sich diese 
Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Durch-
führung dieser Satzung weiterverarbeiten. 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Gebührensatzung tritt rückwirkend zum 01.09.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebühren-
satzung vom 03.07.2019 außer Kraft. 
 
 
Nindorf, den 06.09.2019 
 
 
gez.   (L.S.) 
 
Jens Rohwer 
(Bürgermeister) 
 


